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2. selbst auszubilden oder einen Ausbilder ausdrücklich damit zu 
beauftragen,

3. dem Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel, insbeson­
dere Werkzeuge und Werkstoffe zur Verfügung zu stellen, die 
zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und 
Abschlußprüfungen, auch soweit solche nach Beendigung des 
Berufsausbildungsverhältnisses stattfinden, erforderlich sind,

4. den Auszubildenden zum Besuch der Berufsschule sowie zum 
Führen von Berichtsheften anzuhalten, soweit solche im Rahmen 
der Berufsausbildung verlangt werden, und diese durchzusehen,

5. dafür zu sorgen, daß der Auszubildende charakterlich gefördert 
sowie sittlich und körperlich nicht gefährdet wird.

(2) Dem Auszubildenden dürfen nur Verrichtungen übertragen 
werden, die dem Ausbildungszweck dienen und seinen körperlichen 
Kräften angemessen sind.

§7
Freistellung

Der Ausbildende hat den Auszubildenden für die Teilnahme am 
Berufsschulunterricht und an Prüfungen freizustellen. Das gleiche gilt, 
wenn Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 
durchzuführen sind.

I

§ 8
Zeugnis

(1) Der Ausbildende hat dem Auszubildenden bei Beendigung des 
Berufsausbildungsverhältnisses ein Zeugnis auszustellen. Hat der 
Ausbildende die Berufsausbildung nicht selbst durchgeführt, so soll 
auch der Ausbilder das Zeugnis unterschreiben.

(2) Das Zeugnis muß Angaben enthalten über Art, Dauer und Ziel 
der Berufsausbildung sowie über die erworbenen Fertigkeiten und 
Kenntnisse des Auszubildenden. Auf Verlangen des Auszubildenden 
sind auch Angaben über Führung, Leistung und besondere fachliche 
Fähigkeiten aufzunehmen.

Zweiter Unterabschnitt 
Pflichten des Auszubildenden

§9
Verhalten während der Berufsausbildung

Der Auszubildende hat sich zu bemühen, die Fertigkeiten und 
Kenntnisse zu erwerben, die erforderlich sind, um das Ausbildungsziel 
zu erreichen. Er ist insbesondere verpflichtet,

1. die ihm im Rahmen seiner Berufsausbildung aufgetragenen 
Verrichtungen sorgfältig auszuführen,

2. an Ausbildungsmaßnahmen teilzunehmen, für die er nach § 7 
freigestellt wird,

3. den Weisungen zu folgen, die ihm im Rahmen der Berufsausbil­
dung vom Ausbildenden, vom Ausbilder oder von anderen 
weisungsberechtigten Personen erteilt werden,

4. die für die Ausbildungsstätte geltende Ordnung zu beachten,
5. Werkzeug, Maschinen und sonstige Einrichtungen pfleglich zu 

behandeln,
6. über Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Stillschweigen zu 

wahren. -

Dritter Unterabschnitt 
Vergütung

§ 10
Vergütungsanspruch

(1) Der Ausbildende hat dem Auszubildenden eine angemessene 
Vergütung zu gewähren. Sie ist nach dem Lebensalter des Auszubil­
denden so zu bemessen, daß sie mit fortschreitender Berufsausbil­
dung, mindestens jährlich, ansteigt.

(2) Sachleistungen können in Höhe der nach § 160 Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung festgesetzten Sachbezugswerte ange­
rechnet werden, jedoch nicht über fünfundsiebzig vom Hundert der 
Bruttovergütung hinaus.

(3) Eine über die vereinbarte regelmäßige tägliche Ausbildungszeit 
hinausgehende Beschäftigung ist besonders zu vergüten.

§H
Bemessung und Fälligkeit der Vergütung

(1) Die Vergütung bemißt sich nach Monaten. Bei Berechnung der 
Vergütung für einzelne Tage wird der Monat zu dreißig Tagen 
gerechnet.

(2) Die Vergütung für den laufenden Kalendermonat ist spätestens 
am letzten Arbeitstag des Monats zu zahlen.

§ 12
Fortzahlung der Vergütung

(1) Dem Auszubildenden ist die Vergütung auch zu zahlen
1. für die Zeit der Freistellung (§ 7),
2. bis zur Dauer von sechs Wochen, wenn er

a) sich für die Berufsausbildung bereit hält, diese aber ausfällt,
b) infolge unverschuldeter Krankheit, infolge einer Sterilisa­

tion oder eines Abbruchs der Schwangerschaft durch einen 
Arzt nicht an der Berufsausbildung teilnehmen kann oder

c) aus einem sonstigen, in seiner Person liegenden Grund 
unverschuldet verhindert ist, seine Pflichten aus dem 
Berufsausbildungsverhältnis zu erfüllen.

Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 Buchstabe b gelten eine nicht 
rechtswidrige Sterilisation und ein nicht rechtswidriger Abbruch der 
Schwangerschaft durch einen Arzt als unverschuldet.

(2) Kann der Auszubildende während der Zeit, für welche die 
Vergütung fortzuzahlen ist, aus berechtigtem Grund Sachleistungen 
nicht abnehmen, so sind diese nach den Sachbezugswerten (§ 10 
Abs. 2) abzugelten.

D r i t t e r  A b s c h n i t t
Beginn und Beendigung des 

Berufsausbildungsverhältnisses

§ 13 
Probezeit

Das Berufsausbildungsverhältnis beginnt mit der Probezeit. Sie 
muß mindestens einen Monat und darf höchstens drei Monate 
betragen.

§ 14 
Beendigung

(1) Das Berufsausbildungsverhältnis endet mit dem Ablauf der 
Ausbildungszeit.

(2) Besteht der Auszubildende vor Ablauf der Ausbildungszeit die 
Abschlußprüfung, so endet das Berufsausbildungsverhältnis mit Be­
stehen der Abschlußprüfung.

(3) Besteht der Auszubildende die Abschlußprüfung nicht, so 
verlängert sich das Berufsausbildungsverhältnis auf sein Verlangen 
bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein 
Jahr.

§15
Kündigung

(1) Während der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis 
jederzeit ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt werden.


